
 
1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nr. 2/ 2020 (Nr. 76) – September 2020 

Redaktionsschluss: 31. 08. 2020 



 
2 

 

Inhalt 

 

 

1. Vorwort                                                                                                  3 

2. Aus der Arbeit des Landesvorstandes                                              4 

3. 75 Jahre Charta der Vereinten Nationen                                                 6 
4. Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg              7 

Ein Beitrag von Dr. Günter Hartmann, KV MSE 
5. Aus einer Umfrage zur Reaktion der EU auf das Coronavirus          8  

6. Eine „Lachnummer“ oder was?        
Ein Beitrag von Joachim Gasiecki, KV MSE             9 

7. Positionen zur deutschen Ratspräsidentschaft in der EU                     10 

u. a. „Ein Brief aus Luxemburg“ 
8. Ein Briefwechsel zu „Nord Stream 2“               17             

zwischen Joachim Gasiecki und Reinhard Bütikofer, MdEP 
9. Die EUD MV – KV Rostock – im „Europa Channel“            20             

Über einen Beitrag von Karin Pingel, KV Rostock 
10.  Behauptung der Wahrheit – Europa              21             

 Aus einem Aufsatz von Aleida und Jan Assmann 
11.  Corona-Rassismus: „Es geht um Leib und Leben“            23             

 Aus einem Interview mit J. Rahmer, Amadeus-Antonio-Stiftung 
12.  Über die Ängste der Menschen und ihre Ursachen           24             

 Aus einem Aufsatz von Prof. Dr. E. P. Fischer, Univ. Heidelberg 
13.  „Anthropozän“ – ein neuer Begriff              26          

 Aus einem Aufsatz des Wissenschaftshistorikers J. Renn 
14.  Zum 68. Europäischen Schülerwettbewerb             27            

15.  „Unser Vereintes Europa“ - eine Zukunftsvision für das Jahr 2049    28     

16.  Internationaler Tag des Gedenkens an Opfer von Gewalt-                  31     
 handlungen aufgrund der Religion oder der Weltanschauung 

 

 



 
3 

 

Vorwort 

Mit der heutigen Ausgabe der „Informationen des Landesverbandes“ 
versuchen wir, wieder die „normale“ Arbeit unseres Vereins wider-
zuspiegeln. Die Aufnahme von Veranstaltungstätigkeit wird unsere 
weitere Öffentlichkeitsarbeit auf eine breitere Basis stellen, und der 
Bildungsring Europa kann seiner eigentlichen Aufgabe, politische 
Bildung für Europa zu betreiben, wieder umfassender gerecht 
werden.  Auch die Kreisverbände nutzen ihre Möglichkeiten, das 
Vereinsleben neu zu entwickeln. Dazu sollen auch Inhalt und 
Gestaltung der Informationshefte beitragen. Wir rechnen fest mit der 
Unterstützung durch unsere Mitglieder. Dieses zweite Halbjahr 2020 
hat für die Entwicklung in der EU einen hohen Stellenwert. Es gilt, 
den nun beschlossenen Erholungs- und Wiederaufbaufond der EU auf 
einer tragfähigen Ebene umzusetzen, trotz aller Probleme, die 
bleiben. Es wird immer deutlicher, dass nationale Sonderinteressen 
mit den Zielen und Werten der EU in Einklang zu bringen sind, jedoch 
der Weg dahin ist steinig. Die außenpolitische Position der 
Gemeinschaft ist wesentlich zu stärken. Die „Zukunftskonferenz“, von 
der ein wichtiger Reformschub erwartet wird, tritt in ihre 
entscheidende Vorbereitungsphase ein. Diesen Gesamtprozess der 
europäischen Gemeinschaft maßgeblich voranzutreiben, stellt hohe 
Anforderungen an die deutsche Ratspräsidentschaft. Wir begleiten 
mit den Aktivitäten des Landesverbandes diesen Prozess. 

Die Informationshefte sollen so informativ wie möglich, in Form und 
Inhalt abwechslungsreich sein und das Vereinsleben – besonders in 
den Kreisverbänden – konkret widerspiegeln. Auch auf die 
vielfältigen Initiativen der „Jungen Europäischen Föderalisten“ des 
Landesverbandes werden wir verstärkt aufmerksam machen. 

Als Redakteur der „Informationen des Landesverbandes“ wünsche ich 
mir eine kontinuierliche Resonanz und eine aktive Mitwirkung 
unserer Mitglieder. 

Joachim Gasiecki 
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Aus der Arbeit des Landesvorstandes 

Am 09. 07. 2020 fand nach der von Corona erzwungenen Pause eine Landes-
vorstandsitzung statt, die als Videokonferenz durchgeführt wurde. Im Mittel-
punkt stand die einstimmige Beschlussfassung über ein „Hygiene- und Sicher-
heitskonzeptkonzept des Landesverbandes“, das nicht nur in der jetzigen 
Situation, sondern weit darüber hinaus von Bedeutung sein wird. Ein weiterer 
Schwerpunkt war der „Restart“ der Veranstaltungstätigkeit. Den 
Ausgangspunkt bilden die Aktivitäten der Kreisverbände ab September. Hinzu 
kommt die Wiederaufnahme von Veranstaltungsreihen des Bildungsringes. Für 
wesentlich wurde die Realisierung der Landesversammlung 2020 in Verbindung 
mit einem Festakt „30 Jahre EUD in MV“ in einer Veranstaltung im Spätherbst 
gesehen. In Abhängigkeit von den Finanzierungsmöglichkeiten soll auch ein 
eintägiges Deutsch-Polnisches Seminar noch in diesem Jahr veranstaltet 
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werden. Geprüft wird die Beteiligung an einem als Videokonferenz realisiertem 
„Nordlichtertreffen“ als wichtiger Erfahrungsaustausch der norddeutschen 
EUD-Landesverbände. In eingeschränktem Maße nimmt auch der Bildungsring 
als Bestandteil seiner Bildungstätigkeit die informative Reisetätigkeit wieder 
auf. Die Mitglieder werden rechtzeitig über die noch in diesem Jahr 
realisierbaren Veranstaltungen informiert. 

 

 

 

 

Am 19. 08. 2020 

konnte unser Landesvorsitzender Jürgen Lippold 

seinen 75. Geburtstag begehen! 

Wir gratulieren herzlich und wünschen Kraft und Erfolg 

für die weitere europäische Arbeit! 

 
„Wenn Europa wirklich verloren und nur noch eine 

Erinnerung sein sollte, 

so wäre es mit dem Humanismus zu Ende. 

Im Grunde kann ich daran nicht glauben.“ 

 

Hermann Hesse, 1945 
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Am 26. Juni 1945, vor 75 Jahren, unterzeichneten 3000 
Delegierte aus 50 Ländern die Charta der Vereinten 

Nationen  

 

Die „Süddeutsche Zeitung“ sieht die Bilanz insgesamt positiv:  

„Denn die UN mögen nicht der ... effektivste Zusammenschluss von 
Ländern sein - ideell hingegen sind sie die wichtigste Vereinigung des 
Erdballs. ... Generalsekretär António Guterres hat recht, wenn er 
sagt, dass diese ihr Hauptziel erreicht haben: die Verhinderung eines 
dritten Weltkrieges, insbesondere einer globalen atomaren 
Auseinander-setzung. Guterres hat auch recht, wenn er sagt, dass die 
Organisation reformiert und modernisiert werden muss. Das 
Jubiläum ist dazu ein guter Anlass. Ein grundsätzliches Problem wird 
sich nicht lösen lassen: die Dualität zwischen den Ansprüchen der 
Großmächte, besonders von China, Russland und den USA, die als 
ständige Mitglieder im Sicherheitsrat vertreten sind, und der Idee der 
Gleichheit aller Länder. Vermutlich wird dieses Problem auch die 
nächsten 75 Jahre der UN bestimmen.“ (Christian Zaschke) 

Auch „Le Temps“ (Schweiz) sieht es positiv: 

Europa will Kräfte bündeln 

„Der Multilateralismus steckt in der Krise. Er wird von einem ab-
stoßenden Populismus, einer beunruhigenden nationalistischen Ab-
schottung und immer unmöglicher einzuhaltender Budgetzwänge 
sabotiert. Die Rivalität zwischen China und den USA verschlimmert 
die Lage zusätzlich und könnte zu einer Lähmung der UNO führen. Es 
ist jedoch ermutigend zu sehen, wie Frankreich und Deutschland und 
weitere Länder in ihrem Schlepptau ihre Kräfte innerhalb des Bünd-
nisses für den Multilateralismus bündeln und die Notwendigkeit 
internationaler Kooperation bekräftigen. Indem Europa die UNO 
unterstützt und sie gleichzeitig zu Reformen drängt, muss es mit 
seinen eigenen Werten als Brücke zwischen den Mächten USA und 
China im Dienste der Demokratie wirken.“  (Stéphane Bussard) 
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Mit Bezug auf 75 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 

veröffentlichte unser Mitglied Dr. Hartmann, KV MSE, in der in 

Kaliningrad erscheinenden deutschsprachigen Zeitung 

„Königsberger Express“ die folgende Zuschrift: 

„Ich lebte mit meinen Eltern als 12-jähriger nach den 
Bombenangriffen auf Königsberg seit Herbst 1944 in dem Fischerdorf 
Sorgenau (russischer Name ist mir unbekannt), einige Kilometer von 
Palmnicken (Jantarny) entfernt. 

Dort wurden meine Mutter und ich Zeugen des Massakers an jüdi-
schen Frauen und Kindern auf dem Todesmarsch nach Palmnicken 
am 28./29. Januar 1945. Von der Landstraße nach Palmnicken, die an 
unserer Siedlung vorbeiführte, trieb die SS viele Häftlinge an die 
nahegelegene Ostseeküste und direkt in die vereiste Ostsee, wobei 
sie mit Maschinengewehren diese Menschen erschoss. Die 
verbliebenen Frauen und Kinder wurden weiter nach Palmnicken 
getrieben. Schon am Sorgenauer Strand wurden also viele Häftlinge 
ermordet, bevor der Todesmarsch Palmnicken erreichte. Einige 
wenige Frauen und Kinder konnten von Bewohnern der Siedlung 
versteckt werden. Sie wurden auch versorgt. Dabei halfen ihnen auch 
meine Mutter und unsere Hauswirtin. In der ersten Februarhälfte 
stieß eine kleine Aufklärungseinheit der Sowjetarmee bis zu unserer 
Siedlung vor. Sie fanden viele Leichen am Strand und befreiten die 
von uns versteckten Häftlinge. Der Kommandant der sowjetischen 
Einheit begann eine Untersuchung der Ereignisse. Nach wenigen 
Tagen zogen sich die sowjetischen Soldaten zurück. Die jüdischen 
Häftlinge, die im Versteck überlebt hatten, schlossen sich ihnen an. 

Niemand kann die entsetzlichen Verbrechen des Naziregimes 
vergeben! Wir, die Lebenden, haben gerade in dieser bewegten Zeit 
die Pflicht, nicht zu vergessen, das Gedenken an die Opfer des 
Faschismus wachzuhalten und alles zu tun, damit sich solche 
Verbrechen nie wiederholen!“ 

 

Dr. Günter Hartmann, Neubrandenburg.  
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Aus einer Umfrage zur Reaktion der EU auf das Coronavirus 

 

Eine Umfrage, die in neun Mitgliedsstaaten während der Krise 
durchgeführt wurde, zeigt sowohl eine weit verbreitete öffentliche 
Missbilligung der Reaktion der EU auf das Coronavirus als auch 
Einigkeit über die Notwendigkeit einer stärkeren europäischen 
Zusammenarbeit. Als die Lockdowns in Europa begannen, wurde die 
Hypothese aufgestellt, dass diese Krise das Vertrauen der Öffentlichkeit 
in die Regierungsinstitutionen erneuern und insbesondere die Notwen-
digkeit einer europäischen Zusammenarbeit unterstreichen würde. Doch 
neue Forschungsergebnisse des European Council on Foreign Relations 
(ECFR) warnen davor, dass dies Wunschdenken sein könnte. 

Die von Datapraxis und YouGov in der letzten Aprilwoche und der ersten 
Maiwoche durchgeführte Umfrage mit 11.000 Teilnehmern in neun 
Mitgliedsstaaten ergab, dass viele Europäer, im Durchschnitt 46 Prozent, 
der Meinung sind, dass die EU bei ihrer Coronavirus-Reaktion ihrer Ver-
antwortung nicht gerecht geworden ist. 

In einigen Ländern ist diese Unzufriedenheit besonders akut. 63 Prozent 
der befragten Italiener und 61 Prozent der befragten Franzosen waren 
nicht der Ansicht, dass die EU ihre Pflichten erfüllt. Darüber hinaus gab 
es kein Land, in dem eine Mehrheit der Befragten zufrieden war. Die 
höchste Zustimmungsrate wies mit 36 Prozent die portugiesische 
Bevölkerung auf. 

Darüber hinaus waren viele Befragte der Meinung, dass die EU während 
der Krise „irrelevant“ sei. In Frankreich stimmten 58 Prozent der 
Befragten dieser Aussage, teils ausdrücklich, zu, in Portugal waren es 52 
Prozent. Selbst in Ländern, in denen die Minderheit die EU für irrelevant 
hielt, stimmten mehr Befragte der Aussage zu als sie ablehnten. 

Für Deutschland ergab die Befragung, dass nur 21 % mit der Reaktion 
der EU zufrieden waren, 39 % konnten sich nicht entscheiden, 40 % 
brachten ihre Unzufriedenheit zum Ausdruck. 

Trotz dieser weitgehend negativen Einschätzung der Pandemie-Reaktion 
behauptete die Mehrheit der Befragten, die Krise zeige die 
Notwendigkeit einer stärkeren EU-Zusammenarbeit. In einigen Ländern, 
darunter Portugal, Spanien und Italien, stimmten mehr als drei Viertel der 
Befragten (bzw. 90 Prozent, 81 Prozent und 77 Prozent) dieser Aussage 
zu. 

https://www.ecfr.eu/publications/summary/europes_pandemic_politics_how_the_virus_has_changed_the_publics_worldview
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(Nach einer Veröffentlichung in EURAKTIV) 

Eine „Lachnummer“ – oder was? 

Es liegt nun schon etliche Wochen zurück, dass ich auf eine Leserzuschrift stieß, 
die mir wegen ihrer negativen pauschalen Sicht auf die EU auffiel. Im 
Neubrandenburger „Vier Tore Blitz am Sonntag“ vom 28. 06. 2020 äußerte sich 
ein Herr R. G. – sein voller Name spielt hier keine Rolle – zur Europäischen 
Union. Er hatte unter der von der Redaktion gewählten Überschrift 
„Lachnummer Europa“ im Wesentlichen folgende Thesen aufgestellt: 

- In der EU stehen nur finanzielle und wirtschaftliche Interessen im 
Vordergrund, die nicht den eigentlichen Anliegen der Bürger ent-
sprechen. 

- Die EU-Politiker zeichnen sich durch politische Unfähigkeit aus, ihr 
Handel ist durch Egoismus und Bequemlichkeit geprägt. 

- Die EZB bricht seit Jahren durch ihre finanzpolitischen Aktivitäten alle 
Gesetze und handelt somit rechtswidrig. 

- Die Bürger, besonders die Sparer, werden zugunsten armer EU-Länder 
enteignet. 

- Die europäischen Staaten „sind im Euro gefangen“ und benötigen wieder 
nationale Währungen. 

- Die EU erweist sich als „ein Fehlkonstrukt, was abgeschafft werden 
muss“. 

Es ist hier nicht der Platz, dazu eine detaillierte Gegendarstellung zu bringen. 
Mir kommt es auf etwas anderes an. Wir wissen alle, dass solche 
Fehleinschätzungen der eigentlichen Rolle der EU relativ weit verbreitet sind. 
Daher scheinen mir Überlegungen für die Tätigkeit unseres Landesverbandes 
wichtig zu sein: 

Wie können wir unser Veranstaltungsangebot inhaltlich so gestalten, dass wir 
mit aktuell wirksamen und gut begründeten Darstellungen der grundsätzlichen 
Politik der EU den Fehlbewertungen in der Öffentlichkeit wirksamer entgegen-
treten können? 

In welchem Maße sind wir in der Lage, unsere Methoden und vorhandenen 
Veranstaltungsformate zu modernisieren? 

Wie gelingt es uns, durch Zusammenarbeit mit anderen Vereinen und 
Institutionen im Bereich der politischen Bildung mehr Menschen zu erreichen 
und unsere Wirksamkeit insgesamt zu erhöhen? 
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Müssen wir stärker darüber nachdenken, wie wir in den Kreisverbänden die 
Gefahr einer Selbstisolierung – indem wir uns vorwiegend nur auf unsere 
eigene Mitgliederschaft beziehen – vermeiden können? 

Sollten wir unsere „Informationen des Landesverbandes“ regelmäßig auch 
weiterhin einem größeren Interessentenkreis – also über die eigenen 
Mitglieder hinausgehend – zur Verfügung stellen, wie wir es mit den „Sonder-
informationen“ in der Zeit der Coronakrise zwischen März und Juli dieses 
Jahres gemacht haben? 

Gibt es sinnvolle Möglichkeiten, eine größere Präsenz in den Medien unseres 
Bundeslandes für unsere europäische Arbeit zu erreichen? 

Ich betrachte die von mir hier aufgeworfenen Fragen als Denkanstöße und 
Anregungen für neue Aktivitäten unseres Landesverbandes. Über Meinungs-
äußerungen von unseren Mitgliedern freue ich mich! 

Um auf den Anfang dieses Beitrages zurückzukommen: 

Nicht die Europäische Union – aber der oben erwähnte Leserbrief mit seinen 
falschen Aussagen ist die eigentliche „Lachnummer“! Was uns anregen sollte, 
unser europäisches Engagement und die Diskussion mit interessierten Bürgern 
und Bürgerinnen zu verstärken! 

Joachim Gasiecki 

 

 
„Krisen waren in der EU von je her auch eine Chance, Gegebenes zu 
hinterfragen und sich noch besser für die Zukunft zu rüsten. Unsere 
gemeinsame Aufgabe geht weit über die unmittelbare Bewältigung 
der aktuellen Situation hinaus. Dafür müssen wir unseren Blick auf 
die großen Transformationsprozesse unserer Zeit wie den 
Klimawandel, die Digitalisierung oder den Wandel der Arbeitswelt 
lenken. In einer Welt zunehmender Polarisierung muss europäische 
Politik auch die Handlungsfähigkeit Europas nach außen stärken, 
um europäische Interessen zu verteidigen und unsere 
Verantwortung in der Welt wahrzunehmen. Wir treten für eine 
regel- und menschenrechtsbasierte Ordnung ein und wollen, dass 
Europa Standards und Normen weltweit mitgestaltet.“ 
 

(Aus dem Programm der deutschen Ratspräsidentschaft 2020) 
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Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft läuft zwar schon seit 

acht Wochen. Wir halten es aber für erforderlich, den 
nachstehenden Be-schluss des Präsidiums der EUD vom 25. 06. 2020 
in wesentlichen Passagen in Erinnerung zu rufen, weil wir im 
Vergleich mit dem tatsächlichen Ablauf der Präsidentschaft sehen 
können, inwieweit die Vorstellungen unseres Bundesverbandes 
realisierbar sind. 
 

 

Zeit für Verantwortung, Zeit zu handeln! 
 

Die deutsche Ratspräsidentschaft muss mehr sein als eine routinemäßige 
Geschäftsführung innerhalb des Rates der Europäischen Union. Deutschland 
muss seiner besonderen Verantwortung für das europäische Friedenswerk 
gerecht werden und seinen Einsatz erhöhen, damit das in Jahrzehnten Aufge-
baute für künftige Generationen gesichert und weiterentwickelt werden kann. 
Die überparteiliche Europa-Union Deutschland erwartet von der deutschen 
Rats-präsidentschaft einen starken Impuls zur Vertiefung der europäischen 
Integration. Die multiplen Krisen, die Europa seit einem guten Jahrzehnt 
beschäftigen und seinen Zusammenhalt gefährden, können nur durch mehr 
europäische Zusammenarbeit, mehr Solidarität und mehr gemeinsame 
Verantwortung gelöst werden. 

Die Europa-Union 

- betont die Notwendigkeit zeitnaher institutioneller Reformen im Rahmen 
der bestehenden Verträge wie auch einer klaren Perspektive für eine 
Vertiefung der europäischen Integration, idealiter durch Vertragsänderung, 
erforderlichenfalls auch im Wege verstärkter Zusammenarbeit und 

- unterstreicht ihre Forderung nach einer Stärkung der Demokratie auf euro-
päischer Ebene, besonders nach einem einheitlichen europäischen Wahlrecht; 

- bekräftigt ihre Forderung nach mehr Zusammenarbeit im Gesundheitsschutz, 
um künftig besser auf Herausforderungen wie die Corona-Pandemie 
vorbereitet zu sein; 

- betrachtet den zeitnahen Beschluss eines Wiederaufbauprogramms für Euro-
pa in Verbindung mit dem Mehrjährigen Finanzrahmen als vordringlich und 
unterstützt hier ausdrücklich den Geist der deutsch-französischen Initiative und 
den Vorschlag der Europäischen Kommission und 
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- fordert in diesem Zusammenhang klare Auflagen hinsichtlich der demo-
kratischen und rechtsstaatlichen Verfasstheit aller EU-Mitglieder, als Vorau-
ssetzung für Mittel aus dem Wiederaufbauprogramm, 

- erwartet eine intelligente Verbindung europäischer Zuschüsse und Darlehen 
mit den Zielen des Grünen Deals und der europäischen Digitalisierungs-
strategie und 

- setzt auf eine Innovationsstrategie, die Nachhaltigkeit und Wettbewerbs-
fähigkeit zusammendenkt und im Einklang mit den Grundsätzen der euro-
päischen Säule sozialer Rechte befördert; 

- fordert die Kommission, das Europäische Parlament und vor allem den Rat 
auf, sich möglichst bald auf ein schlüssiges Konzept für die Zukunftskonferenz 
zu einigen, damit ihre wichtige Arbeit spätestens 2021 starten kann und 

- erwartet eine effektive Beteiligung sowohl der organisierten Zivilgesellschaft 
als auch zufällig ausgewählter und sorgfältig auf ihre Aufgabe vorzubereitender 
Bürgerinnen und Bürger und die öffentliche Förderung einer breiten gesell-
schaftlichen Debatte; 

- fordert eine wertegebundene europäische Außen- und Sicherheitspolitik 
ohne nationale Alleingänge oder nationale Vetomöglichkeiten, 

- setzt auf die Stärkung des westlichen Bündnisses nach den US-
amerikanischen Präsidentschaftswahlen, die Entwicklung einer neuen 
partnerschaftlichen globalen Sicherheitsarchitektur und einer fairen, Klima- 
und Umweltziele berücksichtigenden multilateralen Handelsordnung und 

- betont bei Berücksichtigung wertebasierter europäischer Wirtschafts- wie 
Sicherheitsinteressen die Bedeutung der EU-Erweiterungs- und EU-Nachbar-
schaftspolitik, der Beziehungen zu Russland und einer europäischen China- und 
Asienstrategie; 

- fordert eine weitere Intensivierung der politischen und wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit mit unserem afrikanischen Nachbarkontinent; im Rahmen 
des EU-AU-Gipfels sollten Konzepte zur stärkeren Einbindung Afrikas in 
Wertschöpfungsketten und die gemeinsame Bewältigung der wirtschaftlichen 
Folgen der Corona-Krise vorrangig adressiert werden; 

- unterstreicht daneben die Notwendigkeit der Erneuerung und Verstärkung 
der bewährten entwicklungspolitischen Zusammenarbeit der EU mit den 
Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifiks und einer engen Abstimmung 
nationaler mit internationaler Entwicklungspolitik; 
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 - bekräftigt ihre gemeinsam mit den Jungen Europäischen Föderalisten JEF 
Deutschland am 30. November 2019 erhobenen Forderungen. 

 

Zur deutschen Ratspräsidentschaft erklärt Sven Giegold, 
MdEP, Sprecher von Bündnis 90/Die Grünen im 

Europäischen Parlament: 

“In der Ratspräsidentschaft wird sich zeigen, ob Merkel nur 

Krisenmanagerin oder Architektin eines stärkeren Europas ist. Nur 

wenn aus dem Wiederaufbonds ein dauerhafter Umbau der 

Eurozone erwächst, bringt Merkel Europa dauerhaft nach vorne. 

Aber in den Reden von Merkel oder Schäuble zur Zukunft der 

Eurozone fehlt bisher ein wichtiges Bekenntnis: Große gemeinsame 

Investitionen dürfen nicht allein ein Medikament gegen die Corona-

Krise sein. Die EU muss dauerhaft zur solidarischen 

Investitionsunion werden. Eine Einmaligkeit solidarisch finanzierter 

Investitionen würde Europa langfristig nicht nach vorne bringen. 

Eine gemeinsame Wirtschaftspolitik hätte schon aus der Eurokrise 

folgen müssen. Damals stigmatisierten CDU/CSU ein solches 

Vorhaben noch als Transferunion. Was Europa dauerhaft braucht, 

ähnelt der nationalen Konjunkturpolitik. Auch dort muss der Staat 

mitunter mit großen Investitionen die Konjunktur ankurbeln. Mit 

gemeinsamer Haftung und gemeinsamer demokratischer 

Wirtschaftspolitik, kann die Währungsunion endlich zu einer 

solidarischen Fiskalunion werden. Der Wiederaufbaufonds muss die 

Krise bewältigen, sollte aber gleichzeitig den Grundstein für eine 

Reform der Eurozone legen. Die EZB darf nicht länger alleine für den 

Zusammenhalt der Eurozone verantwortlich sein Daran werden wir 

Angela Merkel in den kommenden Monaten messen.” 
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Europa-Union Generalsekretär Christian Moos am 
21. 07. 2020 zum Ergebnis des EU-Gipfels 

 
„Die Staats- und Regierungschefs feiern sich für ihre Einigung nach einem 
historischen Verhandlungsmarathon. Die Erleichterung ist nachvollziehbar, 
aber bringt das Ergebnis Europa voran? Zweifel sind angebracht, denn zwei 
wesentliche Aspekte der Einigung werfen große Fragen auf. Die EU Haushalte 
bis 2027 weisen deutlich weniger Mittel für Zukunftsthemen aus als 
sinnvollerweise von der Kommission vorgeschlagen. Bleiben die großen 
Herausforderungen unserer Zeit also zuvorderst eine nationale Aufgabe? 
 
Wichtiger noch, weil den europäischen Werten Hohn sprechend, ist das auf-
schiebende, wachsweiche Bekenntnis zur Rechtsstaatlichkeit. Polen und 
Ungarn feiern die gefundene Formel bereits. Orbán und Kaczynski können den 
Abbau der liberalen Demokratie ungestört fortführen. Auch in Bulgarien, 
Rumänien, Slowenien, der Slowakei, Tschechien und andernorts werden 
korrupte Politiker ihre Schlüsse aus dieser Schwäche Europas ziehen. 
Diejenigen, die unter der Unterdrückung Andersdenkender leiden und die sich 
nicht mehr auf die Unabhängigkeit der Justiz und die Freiheit der Presse 
verlassen können, werden alleingelassen. Was eine effektive Konditionierung 
von Hilfs- und Fördermitteln werden sollte, ist bestenfalls ein 
Lippenbekenntnis. 
 
Das Ergebnis dieses Gipfels ist zu wenig für die Zukunft und viel zu wenig für die 
europäische Identität, die nicht nur in einem klaren Bekenntnis zur 
Zusammenarbeit, sondern auch zu Freiheit und Solidarität bestehen muss. Ich 
schäme mich für ein solches Europa und hoffe, dass das Europäische Parlament 
dieses Ergebnis standhaft zurückweisen wird. Der Druck auf die Abgeordneten, 
dem von den „Chefs“ Vereinbarten zuzustimmen, wird allerdings enorm sein. 
Umso wichtiger ist jetzt breite Unterstützung für Europas direkt gewählte 
Vertreterinnen und Vertreter.“ 
 
 
Ein Diskussionspunkt im Landesverband kann auch die Überlegung sein, dass 
die weitgehende Einheit der EU-Länder immer wieder neu hergestellt werden 
muss. Solange das Einstimmigkeitsprinzip im Europäischen Rat besteht, wie 
es im Lissabonner Vertrag festgeschrieben ist, wird es die Notwendigkeit 
geben, nach Kompromissen zu suchen – ob sie uns gefallen oder nicht!  
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Ein Brief aus Luxemburg 

 

An die deutsche Ratspräsidentschaft, vertreten durch die deutsche Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel sowie den deutschen Außenminister Heiko Maas  
An den Präsidenten des Europäischen Parlaments, David Sassoli  
An die Präsidentin der Europäischen Kommission, Dr. Ursula von der Leyen  
An den Präsidenten des Europäischen Rates, Charles Michel  
An Herrn Staatsminister Xavier Bettel  
Luxemburg, im August 2020  
 

Offener Brief  

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte 

Präsidenten, sehr geehrter Herr Außenminister, sehr geehrter Herr 

Staatsminister,  

sehr geehrte Damen und Herren,  

Europa-Union Luxemburg a.s.b.l. und Pulse of Europe Luxembourg a.s.b.l. sind 
unabhängige proeuropäische Vereine, deren Mitglieder sich für die 
europäische Integration einsetzen.  

Wir begrüßen es ausdrücklich, dass die 27 Mitgliedsländer sich solidarisch 
zeigen und in der Krise zusammenstehen. Dennoch erfüllt es uns mit Sorge, 
dass die Beschlüsse des Europäischen Rats vom 17.-21. Juli 2020 deutlich hinter 
den fortschrittlichen Vorschlägen der Europäischen Kommission zum 
Mehrjährigen Finanzrahmen zurückbleiben. Die Entschließung 
P9_TA(2020)0206 des Europäischen Parlaments (angenommen am 23. Juli 
2020) hat unsere volle Unter-stützung.  

Wir fordern den Rat hiermit auf, unverzüglich ein offizielles Verhandlungs-
mandat zu verabschieden und auf die Forderungen des Europäischen Parla-
ments einzugehen.  

Die Europäische Union ist zuallererst eine Wertegemeinschaft. Wer grund-
legende Werte der EU wie Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit verletzt, 
darf keine Gelder aus dem Europäischen Haushalt erhalten! Die EU-
Institutionen sind mit geeigneten Kontrollmöglichkeiten auszustatten, um 
Missbrauch von EU-Geldern effizient zu unterbinden.  
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Die zentrale Herausforderung des Jahrhunderts ist die Bewältigung der Klima-
krise. Wir begrüßen deshalb den von der Europäischen Kommission vorge-
schlagenen „Green Deal“. Der dafür vorgesehene Finanzrahmen ist nicht ver-
handelbar. Finanzielle Kürzungen im Bereich des Klimaschutzes sind inakzep-
tabel, da sie die Zukunft Europas und der ganzen Welt gefährden. Die EU muss 
hier mit gutem Beispiel vorangehen.  

Nur ein innovativer EU-Haushalt kann die Bürger Europas von der 
Sinnhaftigkeit der EU überzeugen – rückwärtsgewandte Priorisierungen auf 
Basis nationaler Eigeninteressen und historisch gewachsener Privilegien 
schaden dem europäischen Projekt, und damit uns allen. Es ist wenig 
nachvollziehbar, ausgerechnet im Angesicht einer Pandemie die Mittel für 
Gesundheits- und Forschungs-programme sowie für Bildung, digitalem 
Wandel und Innovationen gegenüber dem Kommissionsvorschlag zu kürzen. 
Dies muss revidiert werden.  

Als Bürger Europas können wir nicht nachvollziehen, dass auf EU-Ebene (durch 
Intervention der Nationalstaaten) systematisch und seit Jahren Zukunfts-
investitionen unterbleiben und stattdessen Besitzstände verteidigt werden: 
Dies ist besonders augenfällig in der Agrarpolitik und bei der Gewährung 
sogenannter „Beitragsrabatte“. Wir halten die von einigen Politikern geschür-
ten Diskussionen über „Nettozahler“ zum EU-Haushalt für kontraproduktiv. 
Warum werden nicht viel stärker die Vorteile der EU in den Mittelpunkt 
gestellt, die für alle Mitgliedsstaaten die Kosten der EU bei weitem 
übersteigen? Höhere Beitragsrabatte für einzelne Mitgliedsländer setzen ein 
falsches Signal und sind daher abzulehnen.  

Wir fordern Sie und alle handelnden Akteure in Brüssel und Straßburg auf: 
Treten Sie für die Verteidigung unserer Werte in allen Mitgliedsstaaten ein, 
indem Sie wirksame Kontrollinstrumente schaffen. Verabschieden Sie einen 
Mehrjährigen Finanzrahmen, der die Rechtsstaatlichkeit garantiert und den 
„Green Deal“ ins Zentrum rückt. Und geben Sie der EU ausreichend 
Eigenmittel zur Gegenfinanzierung der zusätzlichen Ausgaben.  

Vielen Dank!  

Mit freundlichen Grüßen gez. 
Hendrik Kühne  
-Generalsekretär - 
Europa-Union Luxemburg a.s.b.l.  

gez. Stefan Haubold  
-Vorsitzender - 
Pulse of Europe Luxembourg 
a.s.b.l.  
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Ein Briefwechsel 

Mit der Veröffentlichung eines Briefwechsels GasieckI/Bütikofer 
verfolgen wir die Absicht, eine Diskussion innerhalb unseres 
Landes-verbandes zur Problematik von Nord Stream 2 anzuregen. 
Wir meinen damit den Meinungsaustausch innerhalb der 
Kreisverbände ebenso wie Wortmeldungen im Rahmen unserer 
„Informationen“. Gerade in diesen Wochen, wo seitens der USA 
eine zweite Stufe der Sanktionen gegen alle am Bau von Nord 
Stream 2 direkt oder indirekt vorgesehen ist. Wir freuen uns über 
jede Zuschrift! MdEP Reinhard Bütikofer hat diesem Vorhaben 
zugestimmt. 

 

Lieber Herr Bütikofer, 

beim Lesen Ihrer letzten Kolumne, die ich ja freundlicherweise per Mail erhalte, 
kamen mir ein paar Gedanken, die ich Ihnen nicht vorenthalten will und Ihnen 
zuschicken möchte: 

Sollten Sie noch einmal nachdenken, Herr Bütikofer? 

Die politischen Positionen, die von Ihnen vertreten werden, schätze ich im 
Allgemeinen positiv ein, was aber ja nicht ausschließt, dass ich in der einen 
oder anderen Frage auch eine eigene Meinung habe. 

Ein Beispiel möchte ich dafür anführen. Am 14. 07. 2020 veröffentlichten Sie, 
Herr Bütikofer, in Ihrer Online-Kolumne „Bütis Woche“, einen Beitrag zum 
Thema „Auf der Suche nach künftiger Sicherheit“, in dem Sie schrieben: 

„Kann Deutschland lernen, dass es wenig glaubwürdig ist, wenn man sonntags 
gemeinsame Sicherheit propagiert, um über die Woche dann mit zweifelhaften, 
die Sicherheit unserer Nachbarn negativ berührenden Projekten wie Nord 
Stream 2 sich selber Lügen zu strafen?“ 

Und an dieser Stelle muss ich einhaken! Natürlich kann man zu diesem 
Energieprojekt unterschiedliche Meinungen vertreten. Aber man sollte nicht als 
EU-Politiker zumindest zweifelhafte Thesen aufgreifen und befördern. Ich halte 
es nicht für legitim, die deutsche, die europäische und globale Sicherheit in 
Gefahr zu sehen, wenn ein privat finanziertes Wirtschaftsprojekt realisiert wird. 
Die Dimensionen dieses Vorhabens werden überschätzt, wenn man im 
Grundsatz davon ausgeht, dass die europäische Energiesicherheit und die 
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Sicherheit überhaupt von dieser Pipeline in Frage gestellt werden.  Die 
russischen Erdgaslieferungen stellen lediglich einen Anteil von rund 6 % am EU-
Energiebedarf dar! Die Inbetriebnahme von Nord Stream 2 verbessert die 
Infrastruktur für die Gaslieferungen und befördert so die Energiesicherheit in 
Deutschland und Europa, daher können auch nicht die Ziele der Europäischen 
Energieunion gefährdet sein. Inwiefern würden amerikanische Flüssiggas-
Lieferungen die Sicherheit in Europa stärken? Und man sollte nicht vergessen: 
Mecklenburg-Vorpommern, wo die Seeleitung andockt, wird ebenfalls positiv 
partizipieren. Lieferfragen von russischem Erdgas an die Länder zwischen 
Russland und Deutschland werden sich bei beiderseitigem gutem Willen in 
bilateralen Verträgen klären lassen. 

Meine Meinung ist: Das wirtschaftlich bedeutsame Projekt von Nord Stream 2 
sollte nicht fragwürdigen politischen Ambitionen geopfert werden! Hat nicht 
auch der GRÜNEN-Politiker Jürgen Trittin erst Ende 2019 sich positiv zur 
Fertigstellung der Pipeline geäußert? 

Mit freundlichen Grüßen 
Joachim Gasiecki - Neubrandenburg 

 

Sehr geehrter Herr Prof. Gasiecki! 

Danke für Ihre Rückmeldung samt Kritik. 

Ich habe in dem Artikel, aus dem Sie zitierten, Nord Stream 2 nur im Vorbei-

gehen gestreift, mich ansonsten allerdings mit dem Thema über Jahre intensiv 

auseinandergesetzt. Das will ich nicht hier rekapitulieren, dafür fehlt mir die 

Zeit. Aber Sie würden unter „Bütikofer Nord Stream 2“ bei Google viele 

Einträge finden. 

Lassen Sie mich kurz einige wichtige Punkte benennen: 

Nord Stream 2 ist nicht einfach ein „privat finanziertes Wirtschaftsprojekt“, 

sondern es ist ein Energiewirtschaftsprojekt von strategischer Bedeutung. Es 

widerspricht den Zielen der europäischen Energiepolitik, weil es nicht zur Diver-

sifizierung der Versorgung beiträgt, sondern die Abhängigkeit von einem Gas-

importweg verstärkt. Gazprom will damit zudem die Unbundling-Politik der EU 

untergraben. Kommission und Parlament der EU lehnten das Projekt ab, die 

Mehrheit des Rates tat das auch. Auch klimapolitische Gründe sprechen gegen 

die Pipeline. 
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Ich bin nicht unbedingt der Auffassung, dass die Pipeline Deutschlands Sicher-

heit in erheblichem Maße gefährdet. Aber wir sollten zur Kenntnis nehmen, 

dass die Mehrheit der Ostseeanrainer ihre Sicherheit berührt sieht. Und die 

Stabilität der Ukraine wird massiv untergraben, weil durch Nord Stream 2 die 

Gaspipeline durch dieses Land ersetzt werden soll, die bisher dort nicht nur 

wichtige Staatseinnahmen generierte, sondern auch zur Verkopplung der 

Sicherheit der Ukraine mit der Sicherheit ihrer westlichen Partner beitrug. 

 Die Alternative zu Nord Stream 2 sind übrigens nicht US-Shale-Gas-Importe, 

sondern Gasimporte aus Russland auf dem bisherigen Weg. 

Dass MeckPomm von der Pipeline viel hätte, bestreite ich. Wieviele dauerhafte 

neue Arbeitsplätze gibt es denn? Sind es auch nur 100? 

Sie schreiben: „Lieferfragen von russischem Erdgas an die Länder zwischen 

Russland und Deutschland werden sich bei beiderseitigem gutem Willen in 

bilateralen Verträgen klären lassen.“ Damit ignorieren Sie, dass es diesen guten 

Willen auf der Seite Russlands nicht gibt. 

In der Tat hat Jürgen Trittin sich mehrfach positiv zur Fertigstellung der Pipeline 

geäußert. Da ist er ganz Schröderianer. Er ist allerdings der einzige mir bekann-

te Grüne, der so denkt. 

Mit freundlichen Grüßen, 

Reinhard Bütikofer 
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„Für ein Europa, in dem wir gerne leben – 
Die EU und ihre Bürger 

Die EUD MV – KV Rostock – im „Europa Channel“ 
 

Am 19. 05. 2020 wurde über Radio LOHRO, dem Mitmachradio in Rostock, über 
den vom Europäischen Integrationszentrum Rostock (EIZ) initiierten „Europa 
Channel“ eine Sendung mit dem obigen Thema ausgestrahlt. In dieser Sendung 
wurde auch unsere Stellv. Landesvorsitzende und Kreisvorsitzende in Rostock, 
Karin Pingel, interviewt, die sich mit Kompetenz und Erfahrung zu aktuellen 
Fragen Europas und der Europa-Union in MV äußerte. Sie stellte den Verband 
der EUD als größte deutsche Bürgerinitiative für Europa vor und hob das 
30jährige Jubiläum unseres Verbandes in MV heraus. Besonders unterstrich sie 
die Bedeutung einer freien, offenen europäischen Gesellschaft und unterstrich 
das positive, fördernde Hineinwirken der EU in viele Bereiche unseres Bundes-
landes. Sich deshalb auch als Bürger mit Engagement für die europäische 
Gemeinschaft einzusetzen und mit Spaß und Kompetenz europäische 
Aktivitäten zu entwickeln, ist ihr ein ganz besonderes Anliegen. Besonders 
wichtig war es ihr auch, nationale Befindlichkeiten zu verringern, Vielfalt und 
Einheit zu ent-wickeln, um so die europäische Solidarität und das geschlossene 
Auftreten der EU-Staaten zu verstärken. In diesem Zusammenhang betonte sie 
die große Bedeutung der deutschen Ratspräsidentschaft im 2. Halbjahr 2020. 
Sie schloss mit dem Hinweis, dass gerade in einer Zeit der Überwindung von 
Krisenfolgen die Entwicklung spannend bleiben wird. Die Vielfalt der Angebote 
des Landes-verbandes und der Kreisverbände der EUD-MV soll weiter dazu 
beitragen, europäisches Verständnis zu fördern. 

In der gleichen Sendung wurde auch Sascha Dopp, der Referatsleiter Europa im 
Innen- und Europaministerium von MV, interviewt. Er stellte die Aufgaben des 
Europaministeriums vor, deren Umsetzung in Kooperation mit den Europa-
ministern der deutschen Bundesländer sowie mit dem Europabüro von MV in 
Brüssel seit vielen Jahren erfolgreich verläuft. Besonders unterstrich er die um-
fangreiche Förderung unseres Bundeslandes durch die EU, die dazu führt, dass 
MV im Vergleich der Bundesländer ganz klar ein „Nettoempfänger“ ist. 

(Zusammenfassung des Interviews: Joachim Gasiecki) 

 

Die monatlichen Sendungen des „Europa Channel“ können über die Webseite 
des EIZ Rostock „abgehört werden, auch noch nach längerer Zeit nach der Aus-
strahlung! 
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Behauptung der Wahrheit - 

Europa 

Aus einem Beitrag von Aleida und Jan Assmann, 
Ägyptologen und Kulturwissenschaftler, 

Träger des Friedenspreises des Deutschen Buchhandels 2018 

 
Lektüre zerstreut und vereinzelt, Öffentlichkeit zieht zusammen und 
geht alle an. Der unbestechliche Philosoph und Dissident Karl Jaspers, 
so Hannah Arendt über ihren Lehrer, sei während der Zeit des Dritten 
Reichs zwar isoliert und auf sich gestellt, aber nie vereinsamt 
gewesen, denn seine geistige Heimat war das "Reich der Humanitas, 
zu dem ein jeder kommen kann aus dem ihm eigenen Ursprung". 
Öffentlichkeit und Wahrheit, "Öffentlich" – das wissen wir alle – ist 
das Gegenteil von "privat". "Öffentlich" ist aber auch das Gegenteil 
eines repressiven Schweigens, das immer wieder gebrochen werden 
muss, zuletzt im Umgang mit Opfern sexueller Gewalt. Auch Jaspers 
verstand Öffentlichkeit als eine Kampfzone, in der sich die Wahrheit 
unablässig gegen die Unwahrheit behaupten muss. In der 
Unwahrheit sah er "das eigentlich Böse, jeden Frieden 
Vernichtende". Sie hat für Jaspers viele Gestalten: "von der 
Verschleierung bis zur blinden Lässigkeit, von der Lüge bis zur inneren 
Verlogenheit, von der Gedankenlosigkeit bis zum doktrinären 
Wahrheitsfanatismus, von der Unwahrhaftigkeit des einzelnen bis zur 
Unwahrhaftigkeit des öffentlichen Zustandes." Seit Jaspers' Zeiten ist 
das Universum der Kommunikation unendlich reicher, flexibler und 
vielstimmiger, aber eben auch wesentlich unübersichtlicher und vor 
allem unsicherer geworden. … 

Jaspers gehörte zu denen, die nach zwei katastrophischen 
Weltkriegen die Vision eines neuen Europa entwickelten. Dazu 
gehörte für ihn an erster Stelle die Überwindung europäischer 
Überheblichkeit gegen-über anderen Ländern und Kulturen. Bereits 
ein Jahr nach Kriegsende erklärte er: "Vorbei ist der europäische 
Hochmut, ist die Selbstsicherheit, aus der einst die Geschichte des 
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Abendlandes die Weltgeschichte hieß." Er wollte die exklusive und 
destruktive Vormachtstellung Europas in der Welt beenden und hat 
Europa in eine globale Vision von Menschheit eingebunden, die als 
ganze um 500 v. Chr. "einen Sprung gemacht hat". Das ist der Kern 
seiner Idee der "Achsenzeit", einer neuen Geschichtsdeutung, die 
Europa auf Augen-höhe mit anderen Hochkulturen bringen sollte. … 

Die Gesellschaft braucht ein Gedächtnis, wie der Einzelne eins 
braucht: um zu wissen, wer wir sind und was wir erwarten können, 
um uns zu orientieren und zu entwickeln. … Das nationale 
Gedächtnis, das lange Zeit ein Sockel für Ehre, Stolz und Heldentum 
war, ist inzwischen komplexer, inklusiver und selbstkritischer 
geworden. 

Es ist eben nicht nur ein Sockel, der die Nation größer und mächtiger 
macht, sondern auch ein Spiegel der Selbsterkenntnis, der Reue und 
Veränderung. Die Nation ist kein heiliger Gral, der vor Befleckung und 
Entweihung zu retten ist, sondern ein Verbund von Menschen, die 
sich auch an beschämende Episoden ihrer Geschichte erinnern und 
Verantwortung übernehmen für die ungeheuren Verbrechen, die in 
ihrem Namen begangen wurden. Hier ist ein wichtiger Unterschied zu 
beachten: Beschämend ist allein diese Geschichte, nicht aber die 
befreiende Erinnerung an sie, die wir mit den Opfern teilen. Deshalb 
entsteht Identität auch nicht durch Leugnen, Ignorieren oder 
Vergessen, sondern braucht ein Erinnern, das Zurechnungsfähigkeit 
und Verantwortung ermöglicht und einen Wandel der Werte und des 
nationalen Selbstbildes stützt. … 

Im Moment sieht es fast so aus, als ginge die Entwicklung rückwärts. 
Die Verengung der öffentlichen Debatten auf wenige Themen trägt 
viel zur Aufheizung von Stimmungen, aber wenig zur Klärung und 
Bearbeitung anstehender Probleme bei. … Was hier trennt, ist der 
ausschließliche Anspruch auf Wahrheit. Eine Perspektive des Friedens 
dagegen kann uns ein ganz einfaches Kriterium eröffnen, das wir 
auch bei Karl Jaspers gefunden haben: "Wahr ist, was uns verbindet!" 

Aus dem Kulturreport „Reset Europa“ vom Mai 2020 auf der Webseite des 
„Instituts für Auslandsbeziehungen (ifa)“  
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Corona-Rassismus: „Es geht um Leib und Leben!“ 
 

„Momentan erleben wir eine gesellschaftliche Ausnahmesituation, in der viele 

Menschen einen Kontrollverlust empfinden. Eine solche Situation ist prädesti-

niert dafür, Leute anfällig für verschwörungsideologische und rassistische 

Erzählungen zu machen. In einer gesellschaftlichen Krise wird eine Dynamik 

freigesetzt, in der Menschen Angst bekommen. Damit beginnt auch die Suche 

nach Sündenböcken, weil es natürlich viel einfacher ist zu gucken, wer die 

Schuld an der Situation trägt, anstatt auf sich selbst zu gucken und 

Verantwortung zu übernehmen. 

Wir in der Stiftung haben es so wahrgenommen, dass es verschiedene Phasen 

gab, in denen unterschiedliche Rassismen kursiert sind. In einer ersten Phase 

waren rassistische Anfeindungen häufig mit der Frage danach verbunden, wie 

das Virus nach Deutschland gelangen konnte. Vor allem der anti-asiatische 

Rassismus ist am Anfang der Corona-Krise in die Höhe geschnellt und war eine 

ganz eigene Pandemie. Dazu zählten rassistische Kommentare und verbale 

Gewalt, auch Husten und Spucken auf Personen, Beschimpfungen auf Social 

Media oder Diskriminierung in öffentlichen Verkehrsmitteln bis hin zu physi-

schen Attacken. Vereinzelt gab es auch Übergriffe auf italienische Restaurants. 

Und auch Geflüchtetenunterkünfte wurden unter Generalverdacht gestellt. Es 

wurden sozusagen alle Nichtdeutschen dafür verantwortlich gezeichnet, dass 

das Virus nach Deutschland kommt. Eine wichtige Rolle spielt das Bild des 

‚deutschen Volkskörpers‘. Die Erzählung, dass dieser Volkskörper, der eigentlich 

stark und immun ist, von Parasiten oder generell von außen befallen wird, gibt 

es schon seit Jahrhunderten. Sie wird in der aktuellen Situation neu 

ausgewertet. 

Ja, ich glaube nicht, dass die rassistischen Ideen, die in den vergangenen 

Monaten wieder aufgebrochen wurden, einfach wieder verschwinden werden. 

Denn die ‚Legitimität‘ des Rassismus ist dieses Mal die Gesundheit und damit 

geht es um Leib und Leben jedes Einzelnen. Corona wird instrumentalisiert, um 

rassistische Vorurteile zu schüren, Ängste zu mobilisieren und Feindbilder 

aufzubauen.“ 

 

(Aus einem Interview von EURAKTIV mit der Extremismusforscherin Judith 

Rahmer von der Amadeu-Antonio-Stiftung vom 08. 07. 2020) 
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Die Corona-Pandemie hat in vielen Ländern der Welt die 

verschiedensten Ängste der Menschen verstärkt. Dass diese Ängste 
aber nicht nur durch Covid-9 ausgelöst werden, zeigt ein neues 

Buch, dass die generell vorhandene Problematik am Beispiel der 
USA aufzeigt. 

Darüber berichtet Prof. Dr. E. P. Fischer, Universität Heidelberg, in 
einer Rezension in „Bild der Wissenschaft“ Nr. 7/2020: 

„Death of Despair and the Future of Capitalism“ (Tod aus 
Verzweiflung und die Zukunft des Kapitalismus) – so heißt das kurz 
vor der Corona-Krise in der Princeton University Press erschienene 
Buch, in dem Anne Case und Angus Deaton versuchen, ein zugleich 
erschreckendes und unfassbares Geschehen im sonst so gelobten 
Land der unbegrenzten Möglichkeiten zu verstehen, also in den 
Vereinigten Staaten von Amerika. … 

Seit Jahren wundern sich die beiden darüber, dass weiße Amerikaner 
ohne Hochschulabschluss derart häufig durch Selbstmord, Drogen-
konsum und Leberschäden sterben. … Zwischen 1999 und 2017 
ermitteln Case und Deaton mehr als 600 000 Todesfälle, die über die 
demo- 
grafisch vorhergesagte Zahl hinausgehen und auf Suizid und Selbst-
vergiftung zurückgeführt werden können. 

Die Menschen bringen sich offenbar aus Verzweiflung um, ohne dass 
die amerikanischen Medien darüber berichten. … Amerika ist tatsäch-
lich Nummer 1, aber vor allem beim Gebrauch von Opiaten und 
anderen Drogen und bei der dadurch bedingten Hilflosigkeit der 
Menschen, die von dem kapitalistischen Wirtschaftssystem übergan-                     
gen und bestraft werden. 

Wenn es nicht schwarz auf weiß in diesem Buch stünde, könnte ich 
nicht glauben, wie furchtbar faul etwas in diesem Staate ist. Der 
Grund ist vor allem das amerikanische Gesundheitssystem, das die 
Menschen nicht bezahlen können und das sie krank macht und 
verzweifeln lässt. … Die Schuldzuweisung in den USA erfolgt 
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unerbittlich: Wer keine Arbeit findet, wer zu wenig verdient, wer 
keine Unterstützung von der Familie bekommt, wer keine 
vielversprechende Zukunft hat, mit dem stimmt etwas nicht. Und wer 
dieses Gefühl bekommt, greift zu Alkohol oder anderen Drogen, was 
seine Lage weiter verschlimmert. Denn diese neue Abhängigkeit 
bestätigt ja das eigene Versagen. Am Ende stehen Verzweiflung und 
der Wunsch, aus dem Leben zu scheiden, weil die Betroffenen nicht 
wissen, an wen sie sich um Hilfe wenden können.“ 

Dazu eine Anmerkung: 

Natürlich lässt sich die Situation in den USA nicht mit den 
Bedingungen in Europa linear vergleichen. 

Aber auch in Europa finden sich derartige Ursachen für menschliche 
Depressionen. Das unterstreicht die Notwendigkeit, bei 

erforderlichen und möglichen Reformanstrengungen in der 
Europäischen Union den sozialen Fragen und gemeinsamen 

Anstrengungen bei der Entwicklung der europäischen Gesundheits-
systeme entsprechende Aufmerksamkeit zu widmen! 

 

 

„Aber nicht nur die gemeinsame Wirtschaftspolitik ist für das heutige 
Europa alternativlos. Auch in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik hat 
sich die Gemeinschaft in den vergangenen Jahrzehnten immer enger 
zusammengeschlossen. Das soziale Europa ist kein Europa der großen 
Schlagzeilen, aber es ist deshalb nicht minder wirksam und für die 
Bevölkerung spürbar gewachsen. Dabei erleben die Menschen in 
Europa, dass die Harmonisierung der europäischen Sozialsysteme in 
einer globalen Welt, in der Europa seine zunehmende politische und 
wirtschaftliche Verantwortung trägt, deutlich an Bedeutung 
gewinnt.“ 
 

(Aus dem „Sozialkompass Europa“ des Bundesministeriums für 

Arbeit und Soziales, 2017) 
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„Anthropozän“ – ein neuer Begriff 

„Epidemiebedingte Krisen haben schon immer Geschichte geschrieben … Die 

gegenwärtige Pandemie nimmt jedoch aufgrund der heutigen zirkulären 

Verflechtung von globalen Wirtschafts- und Wissenssystemen zweifellos 

beispiellose Ausmaße an. Mehr noch: Angesichts der tiefen Spuren, die sie in 

unserer kollektiven Welt hinterlassen wird, gilt es, aus den Erfahrungen mit der 

Corona-Krise und ihren Ursachen Lehren für die Zukunft zu ziehen. … Es ist 

nicht ausgeschlossen, dass diese dauernde Krisenexposition unsere 

Gesellschaften letztlich überfordert. … Wir sind dabei, eine Erdepoche zu 

verlassen, die den menschlichen Kulturen über rund 11 000 Jahre weitgehende 

klimatische Stabilität und somit ein Zeitfenster für ihre Entwicklung und globale 

Verbreitung gefunden hat [das ‚Holozän‘, bis in die Gegenwart reichend].  Für 

den Auszug aus dem ungewöhnlich stabilen „Holozän“ fand [die Wissenschaft] 

die Bezeichnung ‚Anthropozän‘: ein Begriff welcher den Einfluss des Menschen 

auf das Erdsystem nicht länger verharmlost. Menschen handeln im 

Anthropozän nicht vor dem Hintergrund einer unveränderbaren Natur, sondern 

sind tief mit deren Struktur verwoben und prägen sowohl ihre unmittelbare 

wie ihre ferne Zukunft. …  Der Anthropozän-Begriff … ist auch das Ergebnis 

einer neuen Art von Erd-wissenschaften, eines Übergangs von der Geologie zur 

Erdsystemwissenschaft, die unseren Planeten als nicht-lineares komplexes 

System mit vielen Wechselwirkungen und Rückkopplungsschleifen versteht, zu 

denen menschliche Eingriffe einen immer größeren Beitrag leisten. … Der 

Eintritt ins Anthropozän ist nicht auf eine einzelne Ursache oder einen 

einzelnen Moment zurückzuführen. Er lässt sich vielmehr am besten als eine 

Kaskade evolutionärer Prozesse beschreiben, die zu einer ‚epistemischen 

Evolution‘ führte. [Damit sind menschliche Gesellschaften] in eine 

Wechselbeziehung mit dem Erdsystem als Ganzem eingetreten.“ 

(Aus: Aufsatz des Wissenschaftshistorikers J. Renn im Journal „MaxPlanck-Forschung“ Nr. 

2/2020) 

 

[Die Formulierung „epistemische Evolution“ = erkenntnistheoretische Evolution“ soll darauf 

verweisen, dass das Systemdenken, das Denken in größeren, globalen Zusammenhängen, in 

allen Bereichen der Gesellschaft an Bedeutung gewinnt.] 
 

Die Frage des Philosophen Bertrand Russell „Wie können wir die Menschheit 

dazu überreden, in ihr eigenes Überleben einzuwilligen?“ könnte zur Leitfrage 

des „Anthropozän“ werden! 
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Kreative Europabildung in der Schule 

68. Europäischer Wettbewerb 

 

Das Plakatmotiv zum 68. Europäischen Wettbewerb 

Die Covid-19-Pandemie führt uns eindrücklich vor Augen, wie wichtig die 

Digitalisierung für unser Zusammenleben in Europa ist. Videokonferenzen, 

Clouds, Chats und Lernplattformen machen es möglich, dass wir trotz 

Abstandsgebot gemeinsam lernen und arbeiten können und auch Oma und 

Opa nicht aus den Augen verlieren. So wird ausgerechnet die Krise zum Motor, 

der die Umsetzung der ambitionierten politischen Digitalisierungsziele der EU 

antreibt. Der 68. Europäische Wettbewerb beleuchtet die Perspektive von 

Kindern und Jugendlichen auf die Digitalisierung: „Digital EU – and YOU?“ Wie 

hat sich die Lebenswelt der Kinder durch die Digitalisierung verändert und kann 

ein Roboter einen menschlichen Freund ersetzen? Welche kreativen 

Ausdrucksformen sind erst durchs Internet möglich geworden? Wie haben 

soziale Medien unsere Kommunikation verändert? Und welche Auswirkung hat 

die Digitalisierung auf unsere Umwelt? 

Der 68. Europäische Wettbewerb bietet Schulen konkrete Ideen, wie Kinder 

und Jugendliche sich kreativ mit digitalen Instrumenten und Themen befassen 

können. Damit möchten wir einen Beitrag dazu leisten, die Pandemie zu 

bewältigen, ohne dass Spaß und Kreativität beim Lernen Schaden nehmen. Dies 
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spiegelt auch die Sonderaufgabe, deren Gewinnerinnen und Gewinner zum 

Jahresende in den Bundestag eingeladen werden: 

„Kreativ in der Krise: Momentan müssen wir Abstand voneinander halten, auch 

wenn es uns schwerfällt. Zeigt, wie es uns in Europa trotzdem gelingen kann, 

zusammen zu halten und uns verbunden zu fühlen.“ 

Unser Landesverband unterstützt wie in jedem Jahr die Durchführung 

und Auswertung des 68. Europäischen Wettbewerbs in MV! 

 

 

Aus der Europäischen Bewegung Deutschland (EBD): 

 

„Unser Vereintes Europa 2049“ 

EINE ZUKUNFTSVISION DER JUGENDVERBÄNDE FÜR DAS 

EUROPA IN 30 JAHREN 

EIN EUROPA, IN DEM ES KEINE GRENZEN MEHR GIBT 

 

Europa 2049. Rund 425 Millionen Europäer*innen aus 34 Ländern 
waren aufgerufen, an der 15. Direktwahl des Europäischen Parlamen-
tes teilzunehmen. Ein europäisches Fest gelebter Demokratie, bei 
dem Kandidat*innen aus ganz Europa nach den Bestimmungen einer 
europäischen Wahlgesetzgebung auf einem europaweit einheitlichen 
Wahlzettel zur Wahl stehen. Fast 80% der Unionsbürger*innen 
gingen zur Europawahl, da für sie Europa selbstverständlich ist und 
sie die Ausrichtung der EU auch weiterhin mitgestalten möchten. 
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Die Europäische Union ist mit ihren 90 Jahren auch weiterhin für die 
Menschen ein Garant für Frieden, Freiheit, Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit und wirtschaftliche Prosperität. Sie verbinden mit ihr die 
Werte Gleichheit in kultureller Vielfalt, Solidarität, Gerechtigkeit und 
Wohlstand sowie die Achtung und den Schutz der Menschenrechte. 
Doch im Gegensatz zu damals kennt das Europa 2049 keine, durch 
nationale Interessen geprägten, mentalen und physischen Grenzen. 
Die EU hat sie erfolgreich überwunden. Nationalstaaten haben ver-
standen, dass sie die Souveränität europäisch ausbauen müssen, 
wenn sie ihre eigene nicht verlieren wollen. Die Regionen Europas 
spielen sowohl in der Entscheidungsfindung als auch in der 
Kommunikation als Bindeglied zwischen den Ebenen eine tragende 
Rolle innerhalb der EU. Aus diesem Grund ist die europäische 
Perspektive ein selbstverständlicher Bestandteil jeglicher politischen 
Entscheidung und prägt damit die Lebensrealität vieler Menschen auf 
allen Ebenen, auch jenseits von Orten politischer 
Entscheidungsfindung. 

Die Europäische Union ist zu einer wirklichen „union of the European 
citizens, by the European citizens and for the European citizens“ 
gewachsen.   

Im Europa 2049 werden Probleme gesamteuropäisch gelöst: 

 in einer gelebten Demokratie, in der Rat der EU und EP in 
Bürger*innenvertretung und nach Regionalprinzip entscheiden 
und die Gesetze transparent gestaltet werden 

 unter Beteiligung der Zivilgesellschaft und indem vor allem 
junge Menschen, die auf europäischer Ebene 

 strukturell eingebunden sind, mitreden und Europa aktiv 
mitgestalten  

 indem soziale Rechte der Europäer*innen geschützt sind, der 
europäische Arbeitsmarkt fair gestaltet wird 

 und es keinen Wettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten um 
die niedrigsten Sozialstandards gibt 
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 indem wirtschaftliche und soziale Konvergenz zusammen ge-
dacht werden und die Schieflage zwischen wirtschaftlicher und 
sozialer Integration überwunden ist 

 indem Kreativität und die künstlerische Entfaltungsfreiheit eines 
jeden Menschen mitbedacht werden 

 indem europäische Politik und europapolitisches Engagement 
überall sichtbar sind, ungeachtet von Herkunft, Alter, Bildung, 
finanziellem oder sozialem Hintergrund 

 indem der ländliche Raum politisch stark an- und eingebunden 
ist 

 indem, nach wirtschaftlicher Konvergenz strebend, der 
europäische Binnenmarkt in allen Dimensionen vollendet ist 
und die EU als starke, aber gleichzeitig auch faire und verant-
wortungsbewusste Handelspartnerin auftritt 

 mit einer gemeinsamen Asyl- und Migrationspolitik, die 
solidarisch, humanitär und gegen Rassismus verfasst ist 

 mit einer gemeinsamen Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik, 
deren ambitionierte Ziele ressortübergreifend eingehalten 
werden 

 mit einem gemeinsamen Bildungsraum, in dem formale und 
non-formale Bildung zusammen gedacht wird 

 und in dem Zugangsvoraussetzungen und grundlegende Lern-
inhalte aufeinander abgestimmt sind 

 mit einer gemeinsamen Außenpolitik, die ihrer globalen Verant-
wortung gerecht wird 

Das selbstverständliche Mitdenken der europäischen Perspektive in 
jeder politischen Entscheidung führt dazu, dass sie in allen Ebenen 
automatisch präsent und die Arbeit der Europäischen Union im Alltag 
sichtbar ist. Die Europäer*innen genießen als Unionsbürger*in die 
europaweit geltenden Vorteile und Rechte und schätzen die dafür 
erzielten Errungenschaften wert. Sie identifizieren sich mit der EU 
und entwickeln eine europäische Identität, die sich komplementär zu 
ihren regionalen Identitäten verhält. Das unermüdliche Engagement 
seitens der aktiven und partizipativen Zivilgesellschaft durch den 



 
31 

 

konstanten und festen europapolitischen Dialog war nicht nur 
wesentlich für die Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit. Sie 
hat vor allem geholfen, dieses Europa zu verwirklichen: Unser Europa 
2049. 

 

Internationaler Tag des Gedenkens an die Opfer                  
von Gewalthandlungen aufgrund der Religion oder der 

Weltanschauung: 

Erklärung des Hohen Vertreters im Namen der Europäischen Union 

  

Am Internationalen Tag des Gedenkens an die Opfer von Gewalt-
handlungen aufgrund der Religion oder der Weltanschauung am 21. 
08. 2020 würdigen wir die Menschen, die aufgrund ihrer religiösen 
oder weltanschaulichen Überzeugungen ihr Leben verloren haben 
oder Übergriffen, Bedrohungen oder Verfolgungen ausgesetzt waren. 

Weltweit werden viel zu viele Menschen aufgrund ihres ureigensten 
Wesens oder aufgrund dessen, woran sie glauben oder nicht glauben, 
diskriminiert. Die Verfolgung richtet sich gegen jene, die ihre Religion 
oder ihre Weltanschauung offen ausüben oder lehren, oder gegen 
jene, die ihre Religion oder Weltanschauung wechseln oder 
aufgeben. 

Übergriffe gegen Einzelpersonen aufgrund ihrer Religion oder Welt-
anschauung sowie die Ausübung von Gewalt unter dem Vorwand 
einer Glaubenslehre oder religiöser Gebote oder Bräuche sind nicht 
hinnehmbar. 

Im Zuge der COVID 19-Pandemie werden Verschwörungstheorien 
und Schuldzuweisungen gegen Religions- und Glaubens-
gemeinschaften verbreitet; dies trägt zur erheblichen Zunahme 
öffentlichen Schürens von religiösem Hass bei, durch das zu 
Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt aufgestachelt wird. Dies 
sind oft frühe Warnsignale für gewalttätige Übergriffe und andere 
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Formen von Menschenrechtsverletzungen und -verstößen. 
Gleichzeitig spielen religiöse Akteure eine grundlegende Rolle bei der 
Bereitstellung von Hilfs- und Sozial-diensten und tragen somit zur 
weltweiten Bekämpfung der Pandemie bei. 

Unser Engagement stützt sich auf die Umsetzung der Leitlinien der 
EU für Religions- und Weltanschauungsfreiheit. Die EU ist bestrebt, 
gegen alle Formen von Verfolgung und Diskriminierung von 
Einzelpersonen vorzugehen, indem sie für Multilateralismus eintritt 
und sich aktiv an den Menschenrechtsforen der Vereinten Nationen 
und an Initiativen unter Leitung der Vereinten Nationen beteiligt. 

In den vergangenen zehn Jahren hat die EU über das Europäische 
Instrument für Demokratie und Menschenrechte (EIDHR) Projekte im 
Zusammenhang mit der Religions- und Weltanschauungsfreiheit in 
Höhe von über 22 Millionen € in allen Regionen der Welt finanziert; 
dazu gehören unter anderem Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Hetze und zur Förderung des Dialogs zwischen Gemeinschaften und 
Religionen. 

Die Europäische Union wird sich weiterhin in- und außerhalb ihrer 
Grenzen darum bemühen, Diskriminierung und Hetze aufgrund der 
Religion oder Weltanschauung zu bekämpfen sowie gegen Straflosig-
keit vorzugehen und die Rechenschaftspflicht zu stärken. 
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